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Bonn, den 7. September 1971 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr.: Unterrichtung der gesetzgebenden Körperschaften ge- 
mäß Artikel 2 des Gesetzes zu den Gründungsverträgen 
der Europäischen Gemeinschaften 

hier; Kreditpolitik in der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft 


Gemäß Artikel 2 Satz 2 des Gesetzes zu den Verträgen vom 25. 
März 1957 zur Gründung der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft (EWG) und der Europäischen Atomgemeinschaft (EAG) 
vom 27. Juli 1957 übersende ich als Anlage die Vorschläge der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften für 

eine Richtlinie (EWG) des Rates über die Annahme gemein- 
samer Grundsätze auf dem Gebiet der Kostensteigerungs- 
garantie bei Ausfuhrgeschäften mit dritten Ländern 

eine Richtlinie (EWG) des Rates über die Einführung ge- 
meinsamer Grundsätze für die Wechselkurssicherung bei 
Ausfuhrgeschäften mit dritten Ländern 

Diese Vorschläge sind mit Schreiben des Herrn Präsidenten der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften vom 3. August 
1971 dem Herrn Präsidenten des Rates der Europäischen Ge- 
meinschaften übermittelt worden. 

Die Anhörung des Europäischen Parlaments und des Wirt- 
schafts- und Sozialausschusses zu den genannten Kommissions- 
vorschlägen ist nicht vorgesehen. 

Der Zeitpunkt der endgültigen Beschlußfassung durch den Rat 
ist noch nicht abzusehen. 

Zur Information werden gleichzeitig die von der Kommission 
der Europäischen Gemeinschaften zu ihren Vorschlägen über- 
mittelten Begründungen beigefügt. 


Brandt 


Druck; Buchdruck er ei R Madel, 5307 Waditb erg- Villip 
Alleinvertrieb Dr, Hans Heger, 53 Bonn-Bad Godesberg 1 
Postfach 821. Goethestraße 54, Telefon 6 35 51 



Drucksache VI/ 2551 


Deutscher Bundestag - 6. Wahlperiode 


Vorschlag der Kommission 
einer Richtlinie (EWG) des Rates über die Annahme 
gemeinsamer Grundsätze auf dem Gebiet der 
Kostensteigerungsgarantie bei Ausfuhrgeschäften 
mit dritten Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Euro- 
päischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere auf 
Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Unterschiede zwischen den von den einzelnen 
Mitgliedstaaten angewandten Systeme um die Aus- 
fuhren nach dritten Ländern gegen das Risiko von 
Knstensteigerungen zu versichern, können den Wett- 
bewerb zwischen den Unternehmen der Gemein- 
schaft auf dritten Märkten verfälschen. 

In einigen Wirtschaftszweigen können derartige 
Systeme der Kostensteigerungsgarantie jedoch 
zweckmäßig sein, um die Wettbewerbsfähigkeit der 
Unternehmen der Gemeinschaft auf den Märkten 
dritter Länder wieder herzustellen, um die Zusam- 
menarbeit zwischen ihnen zu fördern und die Durch- 
führung von Vorhaben von gemeinschaftlichem In- 
teresse zu begünstigen. 

Daher soll auf diesem Gebiet eine gewisse An- 
gleichung durch Festlegung einiger gemeinsamer 
Grundsätze und Kriterien verwirklicht werden, wel- 
che die von den Mitgliedstaaten bei Ausfuhren nach 
Drittländern angewandten Systeme der Kostenstei- 
gerungsgarantie beachten müssen. 

Andererseits darf die Kostensteigerungsgarantie 
die Verwirklichung der allgemeinen Ziele der Wirt- 
schafts- und Währungspolitik nicht behindern und 
muß somit auf außergewöhnliche Fälle beschränkt 
werden, unter Festlegung selektiver Kriterien, um 
eine gleiche Anwendung in sämtlichen Mitglied- 
staaten sicherzustellen. 

Ferner ist in den Fällen, in denen diese Systeme 
Anwendung finden, durch eine vorherige Prüfung 
sicherzustellen, daß sie mit diesen gemeinsamen 
Grundsätzen und Kriterien übereinstimmen. 

Die Angleichung der Systeme der Kostensteige- 
rungsgarantie muß unter Berücksichtigung der Ent- 
wicklung der gemeinsamen Handelspolitik und der 
Koordinierung der Währungs- und Wirtschaftspoli- 
tiken in der Gemeinschaft überprüft werden - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIEN ERLASSEN: 

A r t i k e 1 1 

1. Jeder Mitgliedstaat, der unmittelbar oder durch 
ein Kreditversicherungsinstitut, das Tür seine Rech- 
nung oder mit seiner Unterstützung tätig ist, ein 
System der Kostensteigerungsgarantie anwendet, 
um die Ausfuhren nach Drittländern gegen das Ri- 
siko von Kostensteigerungen zu versichern, erläßt 
alle erforderlichen Vorschriften, um diese Systeme 
in Einklang mit der im Anhang zu dieser Richtlinie 
genannten Grundsätze zu bringen, 

2. Die Mitgliedstaäten teilen der Kommission alle 
in Anwendung von Absatz 1 erlassenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften einschließlich der allgemei- 
nen Bedingungen der Policen mit, die in ihren 
Systemen der Kostensteigerungsgarantie verwendet 
\verdGn. 

Artikel 2 

Die Gewährung der in Artikel 1 vorgesehenen 
Kostensteigerungsgarantie ist beschränkt auf die 
Ausfuhrgeschäfte entweder im Rahmen einer Zu- 
sammenarbeit zwischen Unternehmen der Gemein- 
schaft bzw. eines anderen Vorhabens von Gemein- 
schaftsinteresse oder aber in Wirtschaftszweigen 
getätigt werden, in denen die Gewährung der Siche- 
rung durch das Vorliegen besonderer Wettbewerbs- 
verhältnisse gerechtfertigt ist oder mit der Durch- 
führung von Sondermaßnahmen zusammenhängt, die 
nach eingehender Prüfung des betreffenden Sektors 
als im Gemeinschaftsinteresse liegend anerkannt 
werden. 

Artikel 3 

1. Jeder Antrag auf Gewährung einer in Artikel 1 
genannten Kostensteigerungsgarantie wird der Kom- 
mission rechtzeitig mitgeteilt, damit das im folgen- 
den Absatz beschriebene Verfahren angewendet 
wird. 

2. Stellt die Kommission nach Konsultierung des in 
Artikel 4 genannten Ausschusses und nachdem die 
Antragsteller der Garantie gebeten wurden ihre 
Bemerkungen darzulegen, fest, daß das Projekt mit 
den gemeinsamen Prinzipien oder mit den in Artikel 
2 bestimmten Kriterien unvereinbar ist, teilt sie dem 
interessierten Mitgliedstaat einen Beschluß mit, der 
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die Gewährung der vorgesehenen Garantie verbie- 
tet oder die darin enthaltenen Bedingungen abän- 
dert. 


Artikel 4 

Der in dieser Richtlinie genannte Ausschuß ist der 
Beratende Ausschuß für die Kreditversicherung, der 
mit Artikel 4 der Richtlinie des Rates vom 27. Okto- 
ber 1970 über die Einführung einer gemeinsamen 
Kreditversicherungspolice für mittel- und langfristi- 
ge Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen Käufern ge- 
schaffen wurde. 

Der Ausschuß kann von der Kommission zu jeder 
Frage im Zusammenhang mit der Anwendung dieser 
Richtlinie gehört werden. 


Artikel 5 

Spätestens am 31. Dezember 1973 beschließt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission, wie diese Richtlinie anzupassen ist, um die 
Kostensteigerungsgarantie abzuschaffen oder ein 
gemeinschaftliches System einzuführen. 


Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


Verzeichnis der in Artikel 1 enthaltenen 
gemeinsamen Grundsätze 


1. Gegenstand und Berechnungsgrundlage der 
Garantie 

Durch die Garantie sollen anomale und unvorher- 
sehbare Erhöhungen der Produktionskosten gedeckt 
werden. Ihre Berechnungsgrundlage sind die verän- 
derlichen Anteile der Produktionskosten (Löhne 
und Rohstoffe), deren Höhe im Vorhaben bei der 
Gewährung der Sicherung endgültig festgesetzt wird. 

2. Anwendungsbereich der Garantie 

Für die Gewährung dieser Garantie kommen ledig- 
lich in Betracht: Lieferungen von Investitionsgütern 
oder Bauarbeiten oder die Ausfuhr von Erzeugnissen 
der Zukunftsindustrien 

- mit einer Fabrikations- oder Ausführungsfrist 
(einschließlich Montage) von mindestens 15 Mo- 
naten vom Tage des Inkrafttretens des Vertra- 
ges an, wobei die Garantie sich auf sämtliche 
Vertragsleistungen erstreckt; 

- über einen Mindestbetrag von 1 Million Rech- 
nungseinheiten, wobei die lokalen Ausgaben in 
diesen Betrag nicht einbezogen werden dürfen. 

Sind Unternehmen aus mehreren Mitgliedsländern 
an der Durchführung eines Gesamtprojekts beteiligt, 
so gilt als der obengenannte Betrag der Globalbe- 
trag des Gesamtprojekts und nicht der Betrag der 
verschiedenen Einzelpartien. 

Im Falle einer Ausfuhr nach Entwicklungsländern 
wird dieser Betrag auf 0,5 Millionen RE reduziert. 

3. Parameter für die Berechnung der 
Kostenschwankungen 

Die Kostenschwankungen werden aufgrund von na- 
tionalen Indizes berechnet, die offiziellen Charak- 
ter haben und öffentlich zugänglich sind. Die Indizes 
der Arbeitsentgelte müssen Globalindizes für alle 
Lohngruppen sein. 

4. Bestimmung des Selbstbeteiligungsbetrags 

Zur Ermittlung des Selbstbeteiligungssatzes, der 
vom Versicherten zu tragen ist, werden folgende 
Koeffizienten auf die nachstehend genannten Fak- 
toren angewendet: 

a) ein Koeffizient von 50 ®/o auf die Preissteige- 
rungsrate der letzten zehn Jahre, 

b) ein Koeffizient von 25 % auf die Preissteige- 
rungsrate des letzten Jahres, 


c) ein Koeffizient von 25 ®/o auf die voraussichtliche 
Preissteigerungsrate des Jahres, in dem die Po- 
licen ausgestellt werden. 

Hierbei werden die Erhöhungen in den Industrie- 
ländern der OECD zugrunde gelegt. 

Der Selbstbeteiligungsbetrag wird jährlich berech- 
net und von der Kommission veröffentlicht. Er wird 
jedoch nur bei einer Abweichung von mindestens 
0,25 Vo gegenüber dem Vorjahr geändert. 

Für die Selbstbeteiligung gilt die gleiche Berech- 
nungsgrundlage wie für die Garantie. 

5. Rückzahlung und Einziehung 

Es gelten folgende Grundsätze: 

a) Jede Negativdifferenz der Kosten steht der Ver- 
sicherungsgesellschaft ZU; 

b) hat der Exporteur in den Vertrag eine Gleitko- 
stenklausel eingefügt, so muß er die Hälfte der 
über die Selbstbeteiligung hinausgehenden Beträ- 
ge abzüglich der ihm aufgrund der Gleitkosten- 
klausel zustehenden Ausgleichsbeträge zurück- 
zahlen; 

c) wenn bei einem auf eine ausländische Währung 
lautenden Vertrag die Rückführung der Devisen 
zu einem Wechselkursbeginn für den Exporteur 
führt, so wird dieser Gewinn von der Versiche- 
rungsgesellschaft in Höhe der gezahlten Aus- 
gleichsbeträge eingezogen. 

6. Prämie 

Der Prämiensatz beträgt mindestens 0,5 ®/o jährlich 
und wird nach der gleichen Bemessungsgrundlage 
wie die Garantie berechnet. 

7. Auftragsweitergabe 

Wird ein Teil des gedeckten Auftrages in einem an- 
deren Mitgliedstaat der Gemeinschaft weiterverge- 
ben ^), so wird dieser Teil in die dem Hauptversiche- 
rungsteilnehmer gewährte Sicherung einbezogen. 


0 Siehe Definition der Auftragsweitergabe im Ratsbe- 
schluß des 16. Dezember 1970 (Amtsblatt der Europäi- 
schen Gemeinschaften Nr vom ) 
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Begründung 


Der vorliegende Richtlinienvorschlag fügt sich in den 
Rahmen der Vorschläge auf dem Gebiet der Aus- 
fuhrkreditversicherung, die die Kommission dem 
Rat vorlegen soll. Dies ist in einem Dokument im 
Anhang zu den beiden vom Rat auf seiner Tagung 
vom 26. /27. Oktober 1970 angenommenen Richtlinien 
über die Einführung gemeinsamer Policen für mittel- 
und langfristige Geschäfte mit öffentlichen und pri- 
vaten Käufern vorgesehen^). Der Vorschlag gehört 
somit zu den Arbeiten für die in Artikel 113 des Ver- 
trages vorgesehene schrittweise Vereinheitlichung 
der Handelspolitik, namentlich der Ausfuhrpolitik. 

Ziel dieses Richtlinienvorschlags ist insbesondere 
die Annahme einiger gemeinsamer Prinzipien für 
die Schaffung einer Garantie für Kostensteigerungen 
durch den Rat. Damit soll das Risiko von Ausfuhr- 
imternehmen gedeckt werden, die einen Festpreis 
(oder einen nicht vollständig änderungsfähigen Preis) 
für die Ausfuhr von Erzeugnissen der Zukunftsin- 
dustrien, die Lieferung von Ausrüstungsgütern oder 
die Durchführung von Bauarbeiten über einen sehr 
hohen Betrag und mit einer langen Herstell- oder 
Ausführungsfrist anbieten müssen, im Laufe welcher 
die Kosten der Produktionsfaktoren sich anomal 
und stärker als durchschnittlich bei den Konkurren- 
ten in den übrigen Industrieländern erhöhen können. 
In zwei Mitgliedstaaten, Frankreich und Italien, be- 
stehen zur Zeit grundsätzlich recht ähnliche Preis- 
garantiesysteme “). 

Während diese Garantie in Italien vor allem wegen 
der Einschränkung der Höchstgrenze für den Kredit- 
versicherungsträger, der Versicherungen für Rech- 
nungen- des Staates abschließt, nicht angewendet 
wurde, ist sie in Frankreich seit langer Zeit üblich. 
In den wichtigsten Drittländern scheint ein solches 
System zumindest in einer dem französischen und 
italienischen System entsprechenden Form nicht zu 
bestehen. 

Sowohl im Rahmen der Gruppe zur Koordinierung 
der Politik auf dem Gebiet der Kreditversicherung, 
der Bürgschaften und der Finanzkredite als auch im 
Rahmen der von der Kommission einberufenen Re- 
gierungssachverständigengruppen sind diese beiden 
Systeme wiederholt untersucht und verglichen wor- 
den. Man hat ihre Vorteile und Nachteile gegenein- 
ander abgewogen und die Auswirkungen der mög- 
lichen Lösungen untersucht, d. h. Beibehaltung des 
Status quo, Abschaffung der beiden Systeme oder 
Einführung eines gemeinschaftlichen Systems. . 

Die in diesen Sitzungen für und wider die beiden 
Systeme vorgebrachten Argumente lassen sich wie 
folgt zusammenfassen: einerseits kann man einräu- 
men, daß dieser Mechanismus einen recht erheb- 
lichen Vorteil für die Exporteure darstellen könnte, 
die sich damit gegen gewisse Preissteigerungen ab- 


sichern und die Belastungen, die sie normalerweise 
selbst tragen oder durch die Einfügung einer Gleit- 
kostenklausel in ihre Verkaufsverträge auf den 
Käufer abwälzen müßten, der Staatskasse aufbürden 
können. Andererseits dürfte sich diese Garantie in 
gewissen Einzelfällen mit Rücksicht auf die Art der 
Exportgüter als angebracht erweisen, damit die 
Wettbewerbsfähigkeit bestimmter wichtiger Indu- 
striezweige der Gemeinschaft auf dem Weltmarkt 
erhalten bleibt. Die vom öffentlichen Haushalt zu 
übernehmenden Kosten müssen selbstverständlich 
begrenzt werden; ebenso muß dafür gesorgt werden, 
daß die Auswirkungen dieses Garantiesystems ledig- 
lich die zuungunsten der Gemeinschaftsindustrie be- 
stehenden Nachteile ausgleichen und ein Abschwä- 
chen der Wettbewerbsbedingungen gegenüber den 
Drittländern vermeiden. 

Daher erschien es der Kommission angezeigt vorzu- 
schlagen, daß diese Garantie von den Kreditversiche- 
rungsträgern nur mit einer doppelten Einschränkung 
, gewährt wmrden sollte. Erstens wird die Garantie 
I nur gewährt, wenn die Schwankungen der Produk- 
tionskosten über die in den anderen Industrielän- 
dern festgestellten durchschnittlichen Schwankungen 
hinausgehen. Zweitens wird sie auf einige große 
Industriebereiche beschränkt, die besonders emp- 
findlich für außergewöhnliche Fluktuationen der 
Produktionskosten sind. 

I Es handelt sich insbesondere um Sektoren, die Aus- 
I rüstungsgüter auf einer besonders hohen Verarbei- 
I tungsstufe, für die lange Fabrikationsfristen erfor- 
j derlich sind, herstellen und ausführen oder umfang- 
I reiche Bauarbeiten durchführen, und für die ein be- 
I sonders starker Wettbewerb in einigen Drittländern 
besteht. 

I 

In diesen Sektoren ist das Festpreisangebot an aus- 
I ländische Käufer ein sehr wichtiges Instrument, um 
j sich gegen den Wettbewerb behaupten zu können. 

1 Gewisse, über die durchschnittlichen internationalen 
Fluktuationen hinausgehende Produktionskosten- 
steigerungen müßten nämlich (zum Beispiel durch 
Einführung einer Gleitkostenklausel in den Vertrag) 
auf die ausländischen Käufer abgewälzt werden, wo- 
durch sich die Wettbewerbsfähigkeit der betreffen- 
den Unternehmen erheblich verringern würde. 

Außerdem muß im Hinblick auf die Schaffung der 
Wirtschafts- und Währungsunion unbedingt vermie- 
den werden, daß die unterschiedliche konjunkturelle 


1) vgl. Amtsblatt der Europäischen Gemeinschaften Nr. 
L 254 vom 23. November 1970 

2) Frankreich: Gesetze vom 26. September 1948 und vom 
5. Juli 1949 

Italien: Artikel 5 Absatz 7 des Gesetzes Nr. 131 vom 
28. Februar 1967 über die Ausfuhrkreditversicherung 
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Entwicklung in den Mitgliedsländern die Zusammen- 
arbeit zwischen den Unternehmen der Gemeinschaft 
beeinträchtigt, die sich in den Zukunftsindustrien 
(zum Beispiel in der Flugzeugindustrie) als beson- 
ders fruchtbar erweist. Diese Zusammenarbeit ist je- 
doch leichter zu realisieren, wenn es bei der Durch- 
führung eines gemeinsamen Programms möglich ist, 
gleichartige Preise aufzustellen, die während der ge- 
samten Durchführungsdauer des Programms von den 
verschiedenen beteiligten Industrien und Unterneh- 
men eingehalten werden können. 

Es scheint daher angebracht, den Mitgliedstaaten 
die Möglichkeit zu geben, einen gemeinschaftlichen 
Mechanismus anzuwenden im Falle einer effektiven 
Zusammenarbeit zwischen den Industrien der Ge- 
meinschaft. Ist sie nicht vorhanden, so kann die 
Sicherung für einzelstaatliche Vorhaben von Ge- 
meinschaftsinteresse im Falle besonderer Wettbe- 
werbsverhältnisse in dritten Ländern oder bei Auf- 
treten besondere Bedingungen in einem bestimmten 
Sektor gewährt werden, sofern der betreffende Sek- 
tor zuvor eingehend untersucht wurde und die zu- 
ständigen Gemeinschaftsstellen anerkannt haben, 
daß die Durchführung von Sondermaßnahmen in 
diesem Sektor im Gemeinschaftsinteresse liegt. 

In diesem Sinne wird vorgeschlagen, ein europäi- 
sches Preisgarantiesystem einzuführen, das auf einer 
Reihe einheitlicher Grundsätze beruht. Diese Grund- 
sätze betreffen: 

- den Gegenstand der Garantie; 

- den Anwendungsbereich der Garantie; 

- die Parameter für die Berechnung der Kosten- 
schwankungen; 

- die Festsetzung eines „Selbstbeteiligungsbetra- 
ges", wodurch ein Teil des Risikos vom Expor- 
teur selbst getragen wird; 

- die Kriterien für die Rückzahlung und Einzie- 
hung der vom Versicherten unberechtigt verein- 
nahmten Gelder; 

- die Festsetzung eines Prämiensatzes. 


1. Gegenstand der Garantie 

Durch die Garantie sollen die Exporteure gegen 
anomale und unvorhersehbare Erhöhungen der 
Produktionskosten gedeckt werden. 

Berechnungsgrundlage für die Garantie sind die 
veränderlichen Anteile der Produktionskosten für 
Löhne und Rohstoffe, deren Höhe im Vorhaben bei 
der Gewährung der Sicherung endgültig festgelegt 
ist. Die gleiche Berechnungsgrundlage gilt für die 
Anwendung der Prämie und des Selbstbeteiligungs- 
betrags. 


2. Anwendungsbereich der Garantie 

Für die Gewährung dieser Garantie kommen in Be- 
tracht ausschließlich Lieferungen von Investitions- 
gütern, Bauarbeiten oder die Ausfuhr von Erzeug- 
nissen der Zukunftsindustrien: 

- mit einer Fabrikations- oder Ausführungsfrist 
(einschließlich Montage) von mindestens 15 Mo- 
naten vom Tage des Inkrafttretens des Vertrages 
an, wobei die Garantie sich auf sämtliche Ver- 
tragsleistungen erstreckt; 

- über einen Mindestbetrag von 1 Million RE, wo- 
bei die lokalen Ausgaben nicht in diesen Betrag 
einbezogen werden dürfen. 

Um jedoch die Zusammenarbeit zwischen den Un- 
ternehmen der Gemeinschaft in den Fällen zu er- 
leichtern, wo Unternehmen aus mehreren Mitglieds- 
ländern an der Durchführung eines Gesamtprojekts 
beteiligt sind, gilt als zu berücksichtigender Mindest- 
betrag der Globalbetrag des Gesamtprojekts und 
nicht der Betrag der verschiedenen Einzelpartien. 
Im Falle einer Ausfuhr nach Entwicklungsländern 
wird dieser Mindestbetrag auf 0,5 Millionen redu- 
ziert, um damit im Interesse dieser Länder eine grö- 
ßere Anzahl von Geschäften zu decken. 


3. Parameter für die Berechnung der Kosten- 
schwankungen 

Es müssen einheitliche Parameter für die Berech- 
nung der Kostenschwankungen in den einzelnen 
Mitgliedstaaten aufgestellt werden. 

Dafür muß man sich auf nationale Indizes stützen, 
die offiziellen Charakter haben und öffentlich zu- 
gänglich sind. 

Für die Arbeitsentgelte dürfen nicht die sektionei- 
len Indizes, sondern müssen die Globalindizes für 
alle Lohngruppen berücksichtigt werden. 

4. Selbstbeteiligungsbetrag 

Da diese Garantie nicht alle Produktionskostener- 
höhungen decken soll, sondern nur solche, die 
anomal sind und die Wettbewerbsbedingungen zu- 
ungunsten der Ausfuhr der Gemeinschaft verschlech- 
tern könnten, erscheint es notwendig, einen Selbst- 
beteiligungsbetrag festzusetzen, so daß ein Teil des 
Risikos zu Lasten des Exporteurs geht, damit er nur 
gegen Kostenerhöhungen gedeckt ist, die über die in 
den Industrieländern der OECD festgestellten durch- 
schnittlichen Fluktuationen hinausgehen. 

Dieser Selbstbeteiligungsbetrag wird unter Berück- 
sichtigung folgender Faktoren festgelegt: 

a) Preissteigerungsrate der letzten zehn Jahre, 

b) Preissteigerungsrate des letzten Jahres, 
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c) voraussichtliche Preissteigerungsrate des Jahres, 
in dem die Policen ausgestellt werden. 

Diese drei Faktoren werden bei der Berechnung des 
Selbstbeteiligungsbetrags in folgender Höhe berück- 
sichtigt: 

- 1. Faktor: 50 Vo 

- 2. Faktor: 25 Vo 

- 3. Faktor: 25 ‘Vo 

Die vorstehend beschriebene Berechnungsmethode 
dürfte die Festsetzung eines Selbstbeteiligungsbe- 
trages ermöglichen, der den normalerweise vorher- 
sehbaren Erhöhungen, die nicht durch die Garantie 
gedeckt zu werden brauchen, tatsächlich entspricht. 

Der Selbstbeteiligungsbetrag muß am Schluß jeden 
Jahres für das folgende Jahr berechnet und von der 
Kommission veröffentlicht werden. Er wird jedoch 
nur bei einer Abweichung von mindestens 0,25 ®/o 
gegenüber dem Vorjahr geändert. 

Für diese Selbstbeteiligung gilt die gleiche Berech- 
nungsgrundlage wie für die Garantie. 

5. Rückzahlung und Einziehung der vom Versicherten 
unberechtigt vereinnahmten Gelder 

Um zu vermeiden, daß die Garantie zu unberechtig- 
tem Gewinn führt, erscheint es notwendig, folgende 
Grundsätze für die Rückzahlung und Einziehung 
von Geldern festzusetzen, die im Falle eines Rück- 
gangs der Produktionskosten oder im Fall der Ein- 
fügung einer Gleitkostenklausel in den Vertrag oder 
schließlich - falls der Vertrag auf eine ausländische 
Währung lautet - bei einem etwaigen Wechselkurs- 
gewinn eingenommen werden. 

Im ersten Fall steht der Betrag der Negativdifferenz 
der Kosten dem Kreditvericherer zu. 

Im zweiten Fall muß der Exporteur die Hälfte der 
über die Selbstbeteiligung hinausgehenden Beträge 
abzüglich der ihm aufgrund der Gleitkostenklausel 
zustehenden Ausgleichsbeträge zurückzahlen. Diese 
Bestimmung soll die Exporteure veranlassen, Gleit- 
kostenklauseln in ihre Verträge aufzunehmen. 


Im dritten Fall muß eine Kumulierung des Wechsel- 
kursgewinns und der aufgrund der Garantie gezahl- 
ten Beträge vermieden werden; zu diesem Zweck 
wird der Wechselkursgewinn in Höhe der gezahlten 
; Ausgleichsbeträge eingezogen. 

6, Prämie 

: Für die Gewährung der Garantie wird eine Mindest- 
j Prämie von 0,5 ®/o jährlich erhoben, wobei es den 
I Mitgliedstaaten freisteht, höhere Prämiensätze fest- 
I zulegen. 

Für die Prämie gilt die gleiche Bemessungsgrundlage 
wie für die Garantie, d. h. die veränderlichen Anteile 
der Produktionskosten. 

7. Auftragsweitergabe 

Wird ein Teil des gedeckten Auftrages in einem an- 
: deren Mitgliedsland der Gemeinschaft weiterverge- 
■ ben, so wird dieser Teil in die dem Hauptversiche- 
j rungsnehmer gewährte Sicherung einbezogen. 

' -X- ^ 

I Bei den vorstehend aufgeführten Bedingungen han- 
delt es sich somit um selektive Kriterien, durch wel- 
che die Anwendung dieser Versicherungsform ein- 
geengt und auf die genannten Fälle beschränkt wer- 
den soll. 

Die Annahme dieser Maßnahmen ist für die Mit- 
gliedstaaten fakultativ. Diejenigen Mitgliedsländer, 
die sich dafür entscheiden, sind jedoch verpflich- 
tet, sich an die in dieser Richtlinie niedergelegten 
Grundsätze zu halten und ihre Police entsprechend 
abzufassen. 

Jeder Antrag auf Sicherung, die ein Mitgliedstaat zu 
gewähren gedenkt, wird den zuständigen Gemein- 
schaftsstellen überwiesen. Dies bildet ein zusätz- 
liches Auswahl- und Kontrollverfahren, das für eine 
begrenzte Anwendung der Sicherung notwendig ist. 

Spätestens am 31. Dezember 1973 wird die Kom- 
mission den Rat mit einem Bericht über die Anwen- 
dung der Garantie und die daraus zu ziehenden 
Konsequenzen befassen, zwecks Änderung, Abschaf- 
fung oder obligatorischer Einführung der Sicherung. 
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Vorschlag der Kommission 
einer Richtlinie (EWG) des Rates über die Einführung 
gemeinsamer Grundsätze für die Wechselkurssicherung bei 
Ausfuhrgeschäften mit dritten Ländern 


DER RAT DER EUROPÄISCHEN 
GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Eu- 
ropäischen Wirtschaftsgemeinschaft, insbesondere 
auf Artikel 113, 

auf Vorschlag der Kommission, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

Die Unterschiede zwischen den von den einzelnen 
Mitgliedstaaten angewandten Systemen, um die 
Ausfuhren nach dritten Ländern gegen das Risiko 
von Wechselkursschwankungen zu versichern, kön- 
nen den Wettbewerb zwischen den Unternehmen der 
Gemeinschaft auf dritten Märkten verfälschen. 

In einigen Wirtschaftszweigen können derartige 
Systeme der Kurssicherung jedoch zweckmäßig sein, 
um die Wettbewerbsfähigkeit der Unternehmen der 
Gemeinschaft auf den Märkten dritter Länder wie- 
der herzustellen, um die Zusammenarbeit zwischen 
ihnen zu fördern und die Durchführung von Vorha- 
ben von gemeinschaftlichem Interesse zu begünsti- 
gen. 

Daher sollte auf diesem Gebiet eine gewisse An- 
gleichung durch Festlegung einiger gemeinsamer 
Grundsätze und Kriterien verwirklicht werden, wel- 
che die von den Mitgliedstaaten bei Ausfuhren nach 
Drittländern angewandten Kurssicherungssysteme 
beachten müssen. 

Ferner ist in den Fällen, in denen diese Systeme 
Anwendung finden, durch eine vorherige Prüfung 
sicherzustellen, daß sie mit diesen gemeinsamen 
Grundsätzen und Kriterien übereinstimmen. 

Diese Angleichung der Kurssicherungssysteme 
muß unter Berücksichtigung der Entwicklung der 
gemeinsamen Handelspolitik und der Koordinierung 
der Währungs- und Wirtschaftspolitiken in der Ge- 
meinschaft überprüft werden - 


HAT FOLGENDE RICHTLINIE ERLASSEN: 

Artikel 1 

1. Jeder Mitgliedstaat, der unmittelbar oder durch 
ein Kreditversicherungsinstitut, das für seine Rech- 
nung oder mit seiner Unterstützung tätig ist, ein 
■ System der Kurssicherung anwendet, um die Aus- 
fuhren nach Drittländern gegen das Risiko von Wäh- 
rungsschwankungen zu versichern, erläßt alle erfor- 
derlichen Vorschriften, um diese Systeme in Ein- 


i klang mit den im Anhang zu dieser Richtlinie ge- 
j nannten Grundsätzen zu bringen. 

2. Die Mitgliedstaaten teilen der Kommission alle in 
Anwendung von Absatz 1 erlassenen Rechts- und 
Verwaltungsvorschriften einschließlich der allgemei- 
nen Bedingungen der Policen mit, die in ihren 
Systemen der Kurssicherung verwendet werden. 

Artikel 2 

Die Gewährung der in Artikel 1 vorgesehenen Kurs- 
sicherung ist beschränkt auf die Ausfuhrgeschäfte, 
die entweder im Rahmen einer Zusammenarbeit 
zwischen Unternehmen der Gemeinschaft bzw. eines 
anderen Vorhabens von Gemeinschaftsinteresse oder 
aber in Wirtschaftszweigen getätigt werden, in de- 
nen die Gewährung der Sicherung durch das Vorlie- 
gen besonderer Wettbewerbsverhältnisse gerecht- 
fertigt ist oder mit der Durchführung von Sonder- 
maßnahmen zusammenhängt, die nach eingehender 
Prüfung des betreffenden Sektors als im Gemein- 
schaftsinteresse liegend anerkannt werden. 

Artikel 3 

i 1. Jeder Antrag auf Gewährung einer in Artikel 1 
j genannten Kurssicherung wird der Kommission 
I rechtzetig mitgeteilt, damit das im folgenden Absatz 
beschriebene Verfahren angewendet wird. 

i 2. Stellt die Kommission nach Konsultierung des in 
j Artikel 4 genannten Ausschusses und nachdem die 
Antragsteller der Garantie gebeten wurden, ihre 
Bemerkungen darzulegen, fest, daß das Projekt mit 
den gemeinsamen Prinzipien oder mit den in Arti- 
kel 2 bestimmten Kriterien unvereinbar ist, teilt sie 
dem interessierten Mitgliedstaat einen Beschluß mit, 
der die Gewährung der vorgesehenen Garantie ver- 
bietet oder die darin enthaltenen Bedingungen ab- 
ändert. 

Artikel 4 

Der in dieser Richtlinie genannte Ausschuß ist der 
Beratende Ausschuß für die Kreditversicherung, der 
mit Artikel 4 der Richtlinie des Rates vom 27. Okto- 
ber 1970 über die Einführung einer gemeinsamen 
Kreditversicherungspolice für mittel- und langfristi- 
ge Ausfuhrgeschäfte mit öffentlichen Käufern ge- 
schaffen wurde. 

Der Ausschuß kann von der Kommission zu jeder 
Frage im Zusammenhang mit der Anwendung dieser 
Richtlinie gehört werden. 
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Artikel 5 

Spätestens am 31. Dezember 1973 beschließt der Rat 
mit qualifizierter Mehrheit auf Vorschlag der Kom- 
mission, wie diese Richtlinie anzupassen ist, um die 
Kurssicherung abzuschaffen oder ein gemeinschaft- 
liches System einzuführen. 

Artikel 6 

Diese Richtlinie ist an die Mitgliedstaaten gerichtet. 
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Anhang 


Liste der in Artikel 1 genannten gemeinsamen 
Grundsätze 


I. Definition und Anwendungsbereich 

a) Ein Kursrisiko besteht, wenn der Wechselkurs der j 
Devisen, die im Zusammenhang mit der gesicherten , 
Forderung repatriiert werden, im Verhältnis zum ! 
garantierten Kurs fällt. Der Versicherer entschädigt 
den Versicherungsnehmer für den erlittenen Kurs- 
verlust. 

b) Im Rahmen der in den besonderen Bedingungen 
festgesetzten Grenzen führt der Versicherungsneh- 
mer an den Versicherer den Kursgewinn ab, den er 
erzielt, wenn der Wechselkurs der Devisen, die im 
Zusammenhang mit der gesicherten Forderung re- 
patriiert werden, im Verhältnis zum garantierten 
Kurs steigt. 

c) Wird ein Teil des gedeckten Auftrages in einem 
anderen Mitgliedstaat der Gemeinschaft weiterver- 
geben, so wird dieser Teil in die dem Hauptversiche- 
rungsnehmer gewährte Sicherung einbezogen. 

d) Die Sicherung wird nur in Fällen gewährt, in de- 
nen es nachweislich unmöglich ist, eine andere Ver- 
tragswährung als die eines Mitgliedstaates zu ver- 
einbaren, und für Forderungen in folgenden Wäh- 
rungen: 

Dollar (USA und Canada), Pfund-Sterling und 
Schweizer Franken. 

e) Die Sicherung kann nur übernommen werden ge- 
genüber 

- natürlichen Personen, die Staatsbürger eines Mit- 
gliedstaates der Europäischen Wirtschaftsgemein- 
schaft und in einem Mitgliedstaat seßhaft sind; 

- juristischen Personen oder Personengesellschaf- 
ten, die Artikel 58 des Vertrages bestimmt. 


11. Übernahme und Umfang der Sicherung 

a) Die Sicherung kann nur vor Eintritt des vorste- 
hend definierten Risikos übernommen werden. Sie 
wird gewährt, wenn das Risiko kurzfristig voraus- 
sehbar ist. 

b) Die Sicherung kann für eine Dauer von höchstens 
15 Jahren übernommen werden. 

c) Die Haftung beginnt zwei Jahre nach dem Zeit- 
punkt des Übernahmebeschlusses. 


d) Die Deckungsquote beträgt 100 ^'o. 

e) Der Versicherer übernimmt die Kursgewinne 
bzw. -Verluste erst, wenn die Differenz zwischen dem 
garantierten Kurs und dem Kurs, zu dem die rück- 
fließenden Devisen umgerechnet werden, 3 ^/o über- 
steigt. 

f) Umrechnungskurs für die rückfließenden Devisen 
ist entweder der im Lande des Versicherungsneh- 
mers amtlich notierte Kurs oder der Kurs, der der 
Erfüllung der Forderung in der Landeswährung des 
Sicherungsnehmers zugrunde gelegt wurde. 

Als garantierter Kurs gilt der amtlich notierte Kurs 
am Tag der Haftungsübernahme. 

g) Der Versicherungsnehmer entrichtet ein Entgelt 
für die gesamte Haftungsdauer. Der Satz beträgt 
0,8 o/o. 

h) Der Versicherungsnehmer kann nach Ablauf eines 
jeden Versicherungsjahres die Herabsetzung der 
Versicherungssumme oder die Beendigung der Haf- 
tung verlangen. 

IIL Berechnung und Zahlung der Sicherung 

a) Die Abrechnung aller im Zusammenhang mit der 
gesicherten Forderung repatriierten Devisen erfolgt 
in regelmäßigen Zeitabschnitten. 

Der dem Versicherungsnehmer von der Versiche- 
rungsgesellschaft zum jeweiligen Abrechnungszeit- 
punkt geschuldete Betrag wird innerhalb von 60 Ta- 
gen ausgezahlt. Der der Versicherungsgesellschaft 
vom Versicherungsnehmer geschuldete Betrag wird 
ebenfalls innerhalb von 60 Tagen entrichtet. 

b) Bei Termingeschäften mit oder ohne Prolongation 
des Zahlungstermins sämtlicher oder eines Teils der 
Devisen, die aus der Rückführung der garantierten 
Forderung zu erwarten sind, darf der bei der Ab- 
rechnung geltende Kurs bei Kursverlusten nicht 
niedriger, bei Kursgewinnen nicht höher sein als der 
Kurs des ursprünglichen Termingeschäfts. Der Kurs 
für die Errechnung des entstandenen Gewinns oder 
Verlustes ist nicht der durch Anwendung von Deport 
oder Report gebildete Kurs, sondern der Kassakurs 
am Tage der Durchführung der Transaktion. 

c) Der Entschädigungsanspruch aus der Garantie 
kann in vollem Umfang oder sicherungshalber durch 
den Versicherungsnehmer auf einen Dritten überge- 
hen. 
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Begründung 


Durch die unterschiedliche Währungspolitik außer- 
halb der Gemeinschaft entstehen Kursrisiken, auf die 
der Exporteur keinen Einfluß hat. Ferner sind die 
klassischen Möglichkeiten des Terminmarktes bei 
Geschäften mit relativ weiten Zahlungszielen unge- 
eignet. 

Da Unsicherheit auf dem Währungsgebiet herrscht 
und die Währungen, in denen die Kaufverträge ab- 
geschlossen werden, von dieser Tendenz nicht aus- 
genommen sind, bedeutet die Wechselkurssicherung 
ein Mittel, mit dem sich die Exporteure gegen derar- 
tige Risiken, vor allem bei langfristigen Verträgen, 
absichern können. 

Daher haben zwei Mitgliedstaaten, Frankreich und 
die Niederlande, eine Versicherung gegen das Wech- 
selkursrisiko geschaffen, die unter bestimmten Vor- 
aussetzungen durch Entrichtung eines Entgelts Ex- 
porteure, die ihre Geschäfte in einer Fremdwährung 
abschließen, gegen das Risiko einer Kursänderung 
der Vertragswährung abdeckt ^). 

Eine ähnliche Sicherung besteht weder in Italien 
noch in der belgisch-luxemburgischen Wirtschafts- 
union noch in Deutschland. Ferner ist die Kommis- 
sion der Europäischen Gemeinschaften zu der Auf- 
fassung gelangt, daß die Kurssicherung im inner- 
gemeinschaftlichen Handelsverkehr eine Ausfuhr- 
beihilfe darstellt, die den Handel zwischen den 
Mitgliedstaaten verfälscht und deshalb mit den Ver- 
tragsbestimmungen über den innergemeinschaft- 
lichen Handel unvereinbar ist. Daher wird sie seit 
dem 1. Juli 1968 bei innergemeinschaftlichen Han- 
delsgeschäften nicht mehr angewandt. 

In Bezug auf den Außenhandel der Gemeinschaft 
bestimmt Artikel 113 des Vertrages, daß die gemein- 
same Handelspolitik, insbesondere die Ausfuhrpoli- 
tik, nach einheitlichen Grundsätzen gestaltet werden 
muß. Ferner sind die Beihilferegelungen der Mit- 
gliedstaaten für Ausfuhren nach Drittländern, soweit 
dies erforderlich ist, zu harmonisieren, um eine 
Wettbewerbsverfälschung zwischen Unternehmen 
der Gemeinschaft zu verhindern. Da die Kursrisiko- 
versicherung nur in zwei Mitgliedsländern besteht 
und somit lediglich den Exporteuren dieser Länder 
Vorteile bietet, könnte sie insofern eine Wettbe- 
werbsverzerrung darstellen, als nicht alle Exporteure 
der Gemeinschaft sie in Anspruch nehmen können. 

Der Rat hat daher vorgesehen, die Wechselkurs- 
garantie kurzfristig zu harmonisieren (vgl. Richt- 
linie des Rates vom 20. Oktober 1970, Anhang D, 
Absatz 2 B - Amtsblatt der Europäischen Gemein- 
schaften Nr. L/254/70). 

Diese Harmonisierung könnte grundsätzlich sowohl 
durch die Abschaffung der zur Zeit in den Mitglied- 
staaten geltenden Regelungen als auch durch die 


, Zulassung eines einheitlichen, neuen Systems der 
j Kursgarantie für die gesamte Gemeinschaft erreicht 

{ werden. 

i 

Im Laufe der letzten Jahre hatte das Problem der 
Kursgarantie seine Bedeutung verloren, denn den 
Mitgliedstaaten war es gelungen, ihre Landes- 
währung in den Verträgen mit ihren ausländischen 
Kunden einzuführen. Infolge der Paritätsänderungen 
in einigen Mitgliedstaaten stellte sich das Kurspro- 
blem in letzter Zeit erneut, vor allem als mehrere 
Unternehmen aus verschiedenen Mitgliedstaaten be- 
gannen, gemeinsam die Durchführung von Geschäf- 
ten außerhalb der Gemeinschaft zu übernehmen. 

! Auf dem Gebiet der Öffentlichen Arbeiten, der Kern- 
energie und der Luftfahrtindustrie gibt es immer 
mehr derartige Zusammenschlüsse. Diese Zusammen- 
arbeit zu fördern, ist die erklärte Politik der Gemein- 
schaft. 

Kursprobleme ergeben sich sowohl bei einer Zu- 
sammenarbeit als auch bei der Auftragsweitergabe. 
Die Risiken, denen sich ein Unternehmenszusam- 
menschluß gegenüber sieht, sind besonders groß für 
dasjenige Unternehmen, das ein Teil des Auftrags 
an einen Nachunternehmer in einem anderen Mit- 
gliedstaat weitergibt. In diesem Fall trägt das Unter- 
nehmen das Risiko nicht nur für den von ihm ausge- 
führten, sondern auch für den vom Nachunterneh- 
mer übernommenen Teil. 

Auf Grund dieser Erwägungen und die Tatsache, daß 
die Kursgarantie nützlich sein kann, um die Wett- 
bewerbsfähigkeit der Gemeinschaftsindustrien auf 
den Märkten dritter Länder wieder herzustellen und 
vor allem um die Zusammenarbeit zwischen Firmen 
mehrerer Mitgliedstaaten zu fördern, hat sich die 
Kommission für die Beibehaltung einer Kursgaran- 
tieregelung als Element der Ausfuhrpolitik der Ge- 
meinschaft entschieden. 

Allerdings ist nach Auffassung der Kommission eine 
derartige Orientierung nur in gewissen Grenzen und 
vor allem unter folgenden Voraussetzungen gerecht- 
fertigt: 

1. Die derzeitigen oder künftigen Kursgarantiesy- 
steme müssen einer Reihe gemeinsamer Grund- 
sätze entsprechen. Die schrittweise Vereinheit- 
lichung der Handelspolitik macht es erforderlich, 
daß allen Kursrisikoversicherungen dieselben Be- 
dingungen zugrunde liegen, d. h. sie müssen in 
Ziel, Abschlußmöglichkeiten, Dauer, Risiko- 
deckung, Pflichten des Versicherungsnehmers, 
Entgelt und Entschädigung übereinstimmen. 

2. Um die mißbräuchliche Gewährung der Wechsel- 
kursrisikoversicherung zu verhindern und vor 

ü Diese Versicherung besteht auch in Japan. 
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allem um der Währungspolitik der Gemeinschaft 
zuwiderlaufende Auswirkungen zu vermeiden, 
ist die Gewährung der Garantie ausschließlich auf 
die Fälle zu beschränken, in denen die Verträge 
nicht in einer Währung der Gemeinschaft abge- 
schlossen werden können^). Nach Auffassung der 
Kommission soll das von ihr empfohlene System 
eine Übergangslösung sein, die eine auf einige 
Jahre begrenzte Erfahrung ermöglicht. Da die 
schrittweise Verwirklichung einer gemeinsamen 
Währungspolitik zu endgültigen Währungsparitä- 
ten der Mitgliedstaaten, ja sogar zur Schaffung 
einer stabilen, in allen Ausfuhrverträgen ange- 
wandten Währung führen kann, sollte die Frage, 
ob es zweckmäßig ist, das zur Zeit vorgeschlagene 
fakultative System abzuschaffen oder es zur obli- 
gatorischen Gemeinschaftsregelung zu erheben, 
spätestens Ende 1973 erneut geprüft werden. 

3. Schließlich schlägt die Kommission vor, daß die 
Garantie nur in den Fällen gewährt wird, in 
denen eine effektive Zusammenarbeit zwischen 
Industrien der Gemeinschaft besteht. Ist sie nicht 
vorhanden, kann die Garantie ferner bei einzel- 
staatlichen Vorhaben von Gemeinschaftsinter- 
esse, in Fällen besonderer Wettbewerbsverhält- 
nisse in dritten Ländern oder beim Auftreten 
besonderer Bedingungen in einem bestimmten 
Sektor übernommen werden, sofern der betref- 
fende Sektor zuvor eingehend untersucht wurde 
und die zuständigen Gemcinschaftsstellen aner- 
kannt haben, daß die Durchführung von Sonder- 
maßnahmen in diesem Sektor im Gemeinschafts- 
interesse liegt. 

Zum Verfahren schlägt die Kommission vor, daß 
die die Kursgarantie gewährenden Regierungen der 
Kommission der Europäischen Gemeinschaften die 
Versicherungsanträge, denen sie stattzugeben ge- 
denken, übermitteln. Die Kommission wird sie dem 
„Beratenden Ausschuß für die Ausfuhrkreditver- 
sicherung", der mit Artikel 4 ff. der Richtlinie des 
Rates vom 27. Oktober 1970 über die Einführung 


einer gemeinsamen Kreditversicherungspolice für 
mittel- und langfristige Ausfuhrgeschäfte mit öffent- 
lichen Käufern eingesetzt wurde, zur Stellungnahme 
vorlegen. Stimmen die geplanten Maßnahmen mit 
der Stellungnahme des Ausschusses überein, so er- 
mächtigt die Kommission den Mitgliedstaat, die 
Sicherung zu übernehmen. Stimmen die Maßnahmen 
mit der Stellungnahme des Ausschusses nicht über- 
ein, so unterbreitet die Kommission dem Rat einen 
Vorschlag. Dieses Verfahren wird es ermöglichen, 
daß alle Vorhaben nach genau den gleichen Ge- 
sichtspunkten - vor allem vom Gemeinschaftsinter- 
esse ausgehend - beurteilt werden und daß die 
Gleichbehandlung aller Exporteure gewährleistet ist. 

Deshalb wird vorgeschlagen, in der Gemeinschaft 
ein harmonisiertes fakultatives und vorübergehen- 
des System der Wechselkursrisikosicherung einzu- 
führen, das den im Anhang zu dieser Richtlinie auf- 
geführten Grundsätzen entspricht. 

Dadurch daß die Garantie nur für Geschäfte mit 
dritten Ländern gewährt wird, entstehen eine Reihe 
von Fragen in Zusammenhang mit Geschäften inner- 
halb der Gemeinschaft, die sich nicht auf die Ausfuhr 
eines aus einer Zusammenarbeit hervorgegangenen 
Erzeugnisses nach einem Drittland beziehen. Die 
Kommission ist sich der Bedeutung dieser Frage 
bewußt, aber in Anbetracht der Tatsache, daß dieser 
Vorschlag auf Grundlage von Artikel 113 des Ver- 
trages zur Gründung der Europäischen Wirtschafts- 
gemeinschaft und im Rahmen der Richtlinie des 
Rates vom 27. Oktober 1970, Anhang D, unterbreitet 
wird, kann er die innergemeinschaftlichen Handels- 
geschäfte nicht betreffen. Jedoch ist die Kommission 
der Auffassung, daß dieses Problem unter Bezug- 
nahme auf andere Vertragsbestimmungen gelöst 
werden kann [soll]. 


1) Falls das Vereinigte Königreich der Gemeinschaft bei- 
treten sollte, müßte die Stellung des Pfund Sterling 
überprüft werden. 
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